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I. Einleitung 

Thema der Heidelberger Gespräche 2002 sind zwei Hauptfragen: 

· Was ist Zivile Konfliktbearbeitung (ZKB) im Unterschied zu ähnlichen Bereichen wie z.B. Sozialarbeit?

· Wie sieht zivile Konfliktbearbeitung im Inland aus?

Diesen Fragen soll auf zweifache Weise nachgegangen werden. Einerseits dient ein wissenschaftlich–systematischer Teil der Erörterung möglicher Begriffsdefinitionen und theoretischer Konzepte der ZKB. Andererseits bietet die Präsentation verschiedener Praxisprojekte die Chance, die theoretischen Konzepte direkt zu überprüfen.

Sabine Klotz schlägt folgendes Analyse-Raster vor, mit dessen Hilfe die Praxisprojekte miteinander verglichen werden können: 

A. Allgemeine Fragen:

1. Worin  unterscheidet sich ZKB im Ausland von derjenigen im Inland in Hinblick auf

· Ziele

· Zielgruppen

· Vorgehensweise

· Kooperationspartner

· Öffentliche Unterstützung (Finanzmittel / Räume / Presse u.a.)?

2. Beeinflussen sich Inlands- und Auslands-ZKB gegenseitig?

3. Was bedeutet das Adjektiv Zivil in der Inlandsarbeit, wenn es in der Auslandsarbeit nicht-militärisch meint?

4. Gehören Polizei und Justiz auch zur ZKB im Inland?

5. Kann ZKB im Inland (oder auch allgemein) ausschließlich durch die Zivilgesellschaft (wie auch immer definiert) durchgeführt werden?

B. Organisationsbezogene Fragen:

1. Aufgrund welcher Kriterien entscheidet sich die jeweilige Organisation

· mit bestimmten Zielgruppen

· mit bestimmten Methoden

· zur Erreichung eines bestimmten Zieles zu arbeiten?

2.   Wodurch bestimmen sich Anfang und Ende eines Projekts?

3. Können sich Projektziele im Laufe eines Projekts ändern?

4. Evaluiert die durchführende Organisation ihr Vorgehen? Falls ja: mit welchen Methoden?

5. Was sind die Folgen der Evaluierung?

Auch wenn diesem Raster nicht immer ganz genau gefolgt wird, kann es auch für spätere Untersuchungen und Präsentationen dienen (Siehe Schluss: künftige Vorhaben!). 

II. Referat Christine Schweitzer: Zivile Konfliktbearbeitung im Ausland.

1. Begriffsdiskussion

1.1 Aspekte der Konfliktbearbeitung

In der Zivilen Konfliktbearbeitung sind zwei Ebenen zu unterscheiden: einerseits die direkte Konfliktaustragung der beteiligten Konfliktparteien, andererseits die Konfliktintervention von Außen durch dritte Akteure. Intervention wird an dieser Stelle nach E.O. Czempiel als “jede Beeinflussung eines Systems von außen – ob gewaltsam oder gewaltlos”  - verstanden.

ZKB ist eine mögliche Form der Konfliktintervention. Was aber macht den spezifisch zivilen Charakter der ZKB aus? Es gibt dazu keine eindeutige Position. Je nach Interpretation kann das Adjektiv Zivil zielen auf 

· einerseits entweder auf den nicht-militärischen oder den nicht-staatlichen (non-governmental) 

· andererseits auf den zivilisierenden Charakter der Konfliktbearbeitung (d.h. die Rückführung eines Konflikts auf “zivile” Austragungsformen durch Gewaltverzicht der Konfliktparteien)

Als alternative Begriffe werden u.a. Konflikttransformation oder konstruktive Konfliktbearbeitung vorgeschlagen.

1.2 Akteure

ZKB ist v.a. auf der Ebene individuellen und kollektiven Akteurshandelns angesiedelt. Entsprechend sind sich Unterscheidungen hinsichtlich der involvierten Akteure möglich. So unterscheidet man z.B. interne und externe Akteure. 

Interne Akteure sind die beteiligten Konfliktparteien, die miteinander einen Konflikt austragen. Sie allein können den Konflikt letztlich lösen.

Externe Akteure sind zunächst unbeteiligte Dritte, die sich zur Intervention in den Konflikt entschließen. Dabei sind zwei Grundhaltungen möglich: Entscheiden sie sich für Neutralität, beziehen die externen Akteure eine unparteiische Position und versuchen zu vermitteln. Im Fall der einseitigen Parteinahme greifen sie zugunsten einer Partei ein, um z.B. ein Kräftegleichgewicht zwischen den Konfliktparteien herzustellen.

In der späteren Diskussion wird außerdem die Möglichkeit eines semi-parteiischen Status der externen Akteure erwähnt, bei dem sie den Konfliktparteien ihr Interesse an einem bestimmten Verlauf des Konflikts deutlich machen und diejenigen internen Akteure unterstützen, die hierbei kooperieren (z.B. Parteinahme für Gewaltlosigkeit)

Akteure lassen sich zudem danach unterscheiden, ob es sich um staatliche oder nicht-staatliche handelt. 

Staatliche Akteure können nationalstaatliche Regierungen, Staatengruppen, Internationale Organisationen (OSZE, UNO) usw. sein. Nicht-staatliche Akteure hingegen sind u.a. NGO’s, politische Parteien und parteinahe Stiftungen, Wirtschafts- und Gewerkschaftsverbände, religiöse Organisationen (z.B. Kirchen) und die Medien.

1.3 Maßnahmen

Konfliktinterventionen können darüber hinaus hinsichtlich der Frage unterschieden werden, inwiefern sie Gewalt als legitimes Mittel zulassen. Folgende Matrix stellt eine Kombination aus den Kategorien Gewaltformen und Akteurstypen dar:


staatlich / international
nicht-staatlich

militärisch / polizeilich
UN-Peace-Keeping, NATO
Söldnerfirmen


nicht-militärischer Zwang
ökonomische Sanktionen
politischer Druck, Sanktionen

ohne Zwang / gewaltlos
Monitoring, OSZE, bestimmte Formen der Mediation
Friedensdienste außerhalb komplexer Missionen, Entwicklungszusammenarbeit

Gegenwärtig scheint sich bei den Peace-Keeping-Einsätzen der 4. Generation  eine Aufgabenteilung zwischen Militär und zivilen Kräften abzuzeichnen, bei der ersteres die Sicherheit gewährleisten und Zivilisten schützen soll und letztere für den Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen verantwortlich sind.

2. Friedensstrategien

2.1 Aufgaben der ZKB im Ausland 
· Gewaltdeeskalation (Peace-Keeping)

· Inhaltliche Konfliktlösung (Peace-Making)

· Arbeit an den strukturellen Bedingungen von Konflikten (Peace-Building)

Während früher die drei Aufgaben oft getrennt voneinander wahrgenommen wurden, erkennen Friedensforschung und Politik heute, daß Peace-Keeping, Peace-Making und Peace-Building als gleichrangig Maßnahmen zu sehen sind und ihre Durchführung oft zur gleichen Zeit erfolgen muß, um nachhaltige Erfolge zu erzielen. Die Bearbeitung nur einer der drei Aufgabenfelder hat sich oft als nicht effektiv erwiesen. 

Erfolgreiche Konfliktbearbeitung bedarf ineinander verschränkter Strategien, wobei die Arbeit der verschiedenen externen Akteure aufeinander abgestimmt werden muß.

2.2 Rolle von NGO‘s

Peace-Keeping

· Unbewaffneter Begleitschutz (z.B. Peace Brigades International)

· Monitoring  (z.B. Israel-Palästina)

· Präsenz: Herstellen von internationaler Öffentlichkeit (Verhinderung von Menschenrechtsverletzungen)

Peace-Making

· Dialog, Verhandlungen

· Conflict-Solving Workshops

· Mediation

· Ausbildung von Multiplikatoren für friedlichen Umgang mit Konflikten

Peace-Building

· multiethnische bzw. kommunale Sozialarbeit

· Unterstützung von Zivilgesellschaft

· Trainings in ZKB (Multiplikatoren)

· Solidaritätsarbeit (Empowerment)

· Entwicklungshilfe mit dem Fokus auf Konflikt

· Psychosoziale Unterstützung

· Friedenspädagogische Programme (Schulen)

· Medienarbeit  und Aufbau unabhängiger Medien

· Nothilfeprogramme

3. Abgrenzung zwischen Auslands- und Inlands-ZKB

3.1 Gemeinsamkeiten

· Fokus auf Konflikt

· Strategien, Ansätze und Methoden

· Geldgeber: sowohl staatliche als auch nicht-staatliche Förderung

· Ansatz auf unterer (Graswurzel-) und mittlerer gesellschaftlicher Ebene 

3.2 Unterschiede

· Im Ausland stehen Makrokonflikte zwischen sozialen Großgruppen im Mittelpunkt (ethnopolitische Konflikte)

· Eskalationsniveau im Ausland meist sehr viel höher (bewaffnete Konfliktaustragung, Menschenrechtsverletzungen)

· Deutsche NGO’s sind im Ausland stets externe Akteure.

· Projektinitiatoren haben den rechtlichen Status als Ausländer.

· Moralische und rechtliche Basis der Intervention: Legitim oder “Einmischung in innere Angelegenheiten...”

· Oftmals unzureichender Sanktionsapparat im Hintergrund (Rechtsstaat, Polizei etc.)

III. Referat Carina Fiebich: Theorie der ZKB im Inland

1. Methode
Carina Fiebich sieht die Zeit zu einer vollständig ausgearbeiteten Theorie der Inlands-ZKB noch nicht gekommen. Die Forschung stecke noch in den Anfängen. Sie möchte jedoch einen Beitrag zu dieser Forschung leisten, diesen aber als vorläufigen bzw. heuristischen Ansatz verstanden sehen. 

In ihrer Studie untersucht sie Projekte der Zivilen Konfliktbearbeitung in der BRD. Zu diesem Zweck sind an insgesamt 317 Organisationen Fragebögen verschickt worden. Einhundert Antworten konnten gesammelt werden, von denen 94 im Wegweiser: Konfliktbearbeitung in Deutschland aufgeführt worden sind. In der quantitativen (statistischen) Auswertung des Datenmaterials sind regionale Projekte in Landeskirchen nicht berücksichtigt worden, so dass die Auswahl 90 Fälle umfaßt.

2. Akteure

Die Studie basiert auf einem bestimmten Begriffsverständnis Ziviler Konfliktbearbeitung: Es schließt staatliche Akteure aus. Ausgewählt wurden nicht-staatliche Organisationen, die mit gewaltfreien Methoden in Konflikte intervenieren. Mögliche Konfliktfelder hierfür sind Asyl, Rassismus, Ökologie, Gleichstellung, Jugendgewalt u.a. 

Zur Unterscheidung verschiedener Organisationen bieten sich z.B. folgende Kategorien an:

· Größe der Organisation

· Zahl der Mitarbeiter

· Verhältnis Haupt- u. Ehrenamtlicher 

· Höhe des verfügbaren Budgets

· Reichweite des Handelns u.a.

3. Fazit 

Die Schwerpunkte der ZKB im Inland liegen generell bei

· Veröffentlichungen und anderen Informationsangeboten

· Vermittlung von Konfliktbearbeitungskompetenzen

· konkreter Konfliktarbeit.

Carina Fiebich nennt als wesentlichen Unterschied zwischen der ZKB im Inland und derjenigen im Ausland die Art der Akteure. Während im Ausland externe Akteure intervenierten, seien es im Inland meist interne Akteure. Frau Fiebich vertritt ein anderes Akteursverständnis als Frau Schweitzer. Ob ein Akteur intern oder extern ist, wird hier an seinem rechtlichen Status als Ausländer oder Inländer festgemacht. So hätten externe Akteure jederzeit die Möglichkeit, sich aus dem Konflikt zurückzuziehen; als Ausländer können sie das Land und die Gesellschaft verlassen, in der sie sich engagieren. Dies sei Akteuren der Inlandsarbeit – sofern sie nicht selbst als Ausländer gelten - nicht möglich.

An dieser Unterscheidung von Carina Fiebich wird später allerdings Kritik geübt. So könnten sich durchaus auch im Inland die intervenierenden Akteure aus dem Konflikt zurückziehen, indem sie nämlich ihr Engagement einfach beenden oder den Konflikt so definieren, dass er nicht in ihren Verantwortungsbereich fällt. Nach dieser Auffassung bezieht sich die Unterscheidung in externe und interne Akteure auf deren Beziehung zum Konflikt selbst.

Ein wichtiger Vorteil der Inlands- gegenüber der Auslandsarbeit bestehe – so ein Ergebnis der Untersuchungen von Frau Fiebich - in der Rückgriffsmöglichkeit auf zahlreiche Strukturen und Institutionen eines bereits funktionierenden zivilgesellschaftlichen Netzes. Dies fehle oft im Ausland.

ZKB sei notwendig als Antwort auf innergesellschaftliche Konflikte, die bisher nicht gelöst werden konnten. Dass ZKB als nicht-staatliche Aufgabe definiert werde, schließe den Staat als Kooperationspartner nicht aus. Ressourcen, die dem Staat zur Verfügung stünden, und solche der NGO‘s können und sollen kombiniert werden.

Die Effektivität bzw. den Erfolg der ZKB im Inland zu evaluieren, sei eine noch zu leistende Aufgabe.

IV. Debatte: Wie ist Zivile Konfliktbearbeitung zu definieren?

An die Referate von Christine Schweitzer und Carina Fiebich schließt sich eine Diskussion über das richtige Verständnis des Begriffs Zivile Konfliktbearbeitung an, in der deutlich wird, daß es die Zivile Konfliktbearbeitung nicht gibt, sondern sehr verschiedene Ansätze, die jeweils eigene Akzente bei dem Adjektiv Zivil setzen.

Drei Kategorien können helfen, ZKB von anderen Formen des sozialen Engagements abzugrenzen. Je nach Wahl der Kategorie hat der Begriff der ZKB jedoch einen jeweils anderen Fokus.

1.   Abgrenzung nach Konfliktbereichen oder nach Zielen der ZKB

2. Abgrenzung nach Akteuren: Handelt es sich um staatliche oder nichtstaatliche Akteure? 

3. Abgrenzung nach Art der Maßnahmen: Werden gegen bestimmte interne oder gegen alle Akteure Sanktionen verhängt? Oder versuchen die intervenierenden Akteure durch Vermittlung oder Anreize den Konflikt zu bearbeiten?

1. Konfliktbereiche und Zielen

1.1 Konfliktthemen

In welchen Konflikten soll ZKB überhaupt eingesetzt werden? Welche Kriterien machen einen Konflikt interessant für ZKB? Immerhin gibt es eine Reihe von konfliktbelasteten Themen, die noch gar nicht in den Fokus der ZKB geraten sind: Arbeitslosigkeit, Globalisierung können z.B. ein erhebliches Konfliktpotential bergen. 

1.2 Konfliktintensität

Muß außerdem ein Konflikt manifest sein, oder rechtfertigt bereits ein latenter Konflikt den Einsatz von ZKB?

1.3 Reichweite der ZKB

Soll ZKB verstanden werden als Sammelbegriff für alle Maßnahmen, die auf friedliche Konfliktbearbeitung zielen – auch auf private Konflikte wie Nachbarschaftsstreit, Scheidung, arbeitsrechtliche Auseinandersetzungen? Oder zielt ZKB eher auf Konflikte struktureller Art: also Konflikte zwischen sozialen, kulturellen, religiösen oder ethnischen Gruppen? Gehören zum Beispiel Maßnahmen im Rahmen von Täter-Opfer-Ausgleich zur ZKB?

1.4 Gewalt und Konfliktzivilisierung

In der Diskussion wird vorgeschlagen, ZKB auf solche Konflikte zu beschränken, in denen Gewalt angewendet wird oder die Gefahr dazu besteht. Aufgabe der ZKB ist es dann, vor allem dafür zu sorgen, dass die Konfliktaustragung ohne Gewalt verläuft. 

ZKB zielte dann auf die Zivilisierung des Konflikts. Nicht seine Lösung oder Beseitigung  stünde im Vordergrund, sondern die Anleitung und Befähigung der Konfliktparteien zu Formen friedlicher oder zumindest gewaltloser Konfliktaustragung. 

1.5 Selbstdefinition

Eine andere Möglichkeit bestünde darin, so ein Vorschlag, es den jeweiligen Gruppen und Organisationen zu überlassen, ihre Arbeit als ZBK zu bezeichnen. Ein ähnliches Verfahren ist z.B. im Wegweiser von Carina Fiebich angewendet worden. 

Dabei bestehe allerdings die Gefahr, so ein Einwand, dass die ZKB kein klares Profil mehr habe. Am Ende gebe es allenfalls eine summarische Aufzählung all dessen, was für ZKB gehalten wird. Außerdem müsse bedacht werden, dass das Konzept ZKB in den letzten Jahren sehr in Mode gekommen und mit seiner Hilfe öffentlicher Fördergelder leichter anzuwerben seien. Daher würden viele Projekte neuerdings unter dem Stichwort ZKB angeboten, ohne jedoch grundsätzliche Neuerungen zu bieten: Alter Wein in neuen Schläuchen!

2.  Akteure

Versucht man, ZKB von den intervenierenden Akteuren her zu definieren, stehen sich zwei Positionen gegenüber: 

2.1 Zivil im Gegensatz zu militärisch
Anhänger dieser Position grenzen militärische und zivile Konfliktbearbeitung voneinander ab. Diese Definition ist deshalb interessant, weil sie auch in Bezug auf die Inlandsarbeit den Staat und seine Vertreter als Akteure der Zivilen Konfliktbearbeitung einschließt.

Die Befürworter dieser Sichtweise führen mehrere Argumente an: So seien Institutionen und Verfahren im demokratischen Staat sozusagen zur friedlichen Konfliktregelung geschaffen worden. Rechtssystem und Justiz ermöglichten eine Regelung von Konflikten ohne Anwendung von Gewalt. Zwar sei dem Staat die Möglichkeit zu gewaltsamen Handeln gegeben, doch könne er in gleicher Weise zivile Verfahren anwenden. 

Hinzu komme, dass eine große Anzahl der ZKB-Projekte ohne die finanzielle Unterstützung des Staates nicht denkbar wäre. Viele Projekte würden zudem von mehreren Akteuren, sowohl staatlichen als auch nicht-staatlichen, gleichzeitig getragen. Die Kooperation zwischen Staat und Zivilgesellschaft erreiche dabei einen solchen Umfang und sei so verflochten, daß eine klare Differenzierung nicht mehr möglich sei.

Besonders in Schulen und Kommunen gebe es oft eine sehr enge Kooperation. In bestimmten Situationen sei die Zusammenarbeit von Staat und NGO’s sogar unvermeidlich - für Frauenhäuser z.B. sei die Zusammenarbeit mit der Polizei von großer Bedeutung.

Gelte das Kriterium der Gewaltlosigkeit, dann seien die Rechtsprechung und der staatlich vermittelte Interessenausgleich zur Zivilen Konfliktbearbeitung zu zählen. Natürlich könnten auch rechtliche Sanktionen als gewaltsame (wenn auch legitime) Konfliktbearbeitung gesehen werden. Das Engagement des Staates in der ZKB müsse also hinsichtlich der Anwendung von Gewalt differenziert werden.

Schließlich stelle sich die Frage, ob zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren ein Unterschied in bezug auf Ziele und Verfahren der Konfliktbearbeitung besteht. Dies sei in vielen Fällen nicht der Fall. Sind also Ziele (friedliche Konfliktregelung) und Verfahren (interkulturelle Pädagogik, Mediation etc.) gleich, dann können beide gleichermaßen Akteure der ZKB sein, denn schließlich spreche nichts dagegen, daß der Staat und seine Institutionen genau die gleichen Verfahren zur Anwendung bringe wie nicht-staatliche Akteure.

2.2 Zivil im Gegensatz zu staatlich
Dem steht eine exklusivistische Position gegenüber, die Zivile Konfliktbearbeitung vor allem im Gegensatz zu staatlicher Konfliktbearbeitung sieht. Die Betonung liegt hierbei auf dem zivilgesellschaftlichen Charakter der Maßnahmen. Wichtig sei, dass gerade die Bürgergesellschaft, d.h. die politisch bewußten und engagierten Menschen in einer Gesellschaft, aus eigener Verantwortung heraus und in gezielter Distanz zu staatlichen Einrichtungen und Maßnahmen um die friedliche Austragung von Konflikten bemüht sei. Entsprechenden Initiativen stünde dabei nicht der staatliche Sanktionsapparat zur Verfügung. Dies habe Auswirkungen auf Vorgehen, Methoden und Ziele der NGO’s. Der Charakter ihrer Maßnahmen sei anders und werde von den Menschen und von den Konfliktparteien anders wahrgenommen. Der Staat könne zwar mit entsprechenden Methoden auftreten, doch bleibe ihm immer die Rückgriffsmöglichkeit auf den Sanktionsapparat seines Rechtssystems, mit dem er seinen Willen am Ende durchsetzen könne. Hinzu komme, dass es Aufgabe des Staates sei, gesetztes Recht durchzusetzen. Dazu müsse er sich u.U. gewaltsamer Mittel bedienen (z.B. zur Durchsetzung von Atommülltransporten). Er könne nicht prinzipiell auf Gewalt verzichten. Dies sei nur definitiv pazifistischen Organisationen möglich. Gewaltfreiheit setze eine Haltung voraus, die vom Staat nicht erwartet werden könne.

3. Maßnahmen

Die dritte Möglichkeit, Zivile Konfliktbearbeitung zu definieren, zielt auf die Verfahren, Methoden und Strategien, die zur Anwendung kommen. Hierbei geht es vor allem um die Frage, welchen Status die intervenierenden Akteure einnehmen. Halten sie sich an das Gebot strikter Neutralität und versuchen zu vermitteln? Oder entwerfen sie Programme, um einem bestimmten Ziel (z.B. der Gewaltlosigkeit bzw. friedlichen Konfliktaustragung) zu dienen? Oder ergreifen sie Partei für einen oder mehrere der internen Akteure, indem sie mögliche Benachteiligungen auszugleichen suchen? Dies betrifft vor allem Aktivitäten des gewaltlosen Widerstands in der Tradition Mahatma Ghandis oder der Gewaltfreie Aktion, wie sie zum Beispiel im Zusammenhang mit Atommülltransporten angewendet werden. Streitpunkt hierbei ist die Frage, ob Empowerment überhaupt zur Zivilen Konfliktbearbeitung gezählt werden könne.

Auch hier lassen sich zwei Positionen einander gegenüberstellen:

3.1 Zivil im Gegensatz zu parteiisch

Vertreter dieser Position gehen davon aus, dass der intervenierende Akteur nach Möglichkeit neutral bleiben, zumindest nicht einseitig für eine Seite Partei ergreifen solle. Es sei sehr fraglich, ob etwa die Gewaltfreie Aktion zur ZKB zu zählen sei. Das bedeute nicht, die Legitimität oder Richtigkeit der Gewaltfreien Aktion infrage zu stellen, sondern lediglich diese von Ziviler Konfliktbearbeitung zu unterscheiden. Es handle sich im Falle der Gewaltfreien Aktion vielmehr um die gewaltlose Teilnahme am Konflikt durch Widerstand. Die intervenierenden Akteure seien selbst Konfliktpartei und bedienten sich bestimmter Machtmittel (Blockade etc). Dies aber ziele nicht auf Konfliktlösung, Interessenausgleich oder Vermittlung.

Die Frage sei, ob der Begriff der ZKB für alles, was mit Gewaltlosigkeit zusammenhängt, verwendet werden solle oder ob ein engeres Begriffsverständnis nicht sinnvoller sei. Bei der ZKB gehe es um Konfliktlösung, Interessenausgleich oder zumindest Anleitung zur gewaltlosen Austragung von Konflikten. Die gewaltlose Austragung selbst sei aber keine ZKB mehr, sondern ein bestimmtes Konfliktverhalten, das seinerseits auf Machtmittel setzt.

Durch die Konzentration auf die Wirkung von ZKB sei dieses enge Begriffsverständnis möglich. Ziel sei die gewaltlose Lösung von Konflikten. Dagegen verzichte die Gewaltfreie Aktion zwar auf eigene Gewaltanwendung, rechne aber mit Gewalt und arbeite mit ihr, um den Gegner, der zur Gewalt greift, moralisch bloßzustellen. 

Bei einem noch engeren Begriffsverständnis könne man auch die “Versöhnungsarbeit” nicht zur ZKB zählen, da sie weit über reinen Interessenausgleich und Konfliktzivilisierung hinausgehe.

3.2 Zivil im Gegensatz zu gewaltsam
Dieser Argumentation wird vor allem von Vertretern der Gewaltfreien Aktion widersprochen. Sie betrachten ihre Form der Konfliktbearbeitung als zivil. Bei der ZKB gehe es nicht vorrangig um die Lösung, sondern um die Austragungsform von Konflikten, egal von welcher Seite. Abgrenzungskriterium sei demnach die Anwendung von Gewalt. ZKB liegt nach diesem Verständnis dann vor, wenn auf Gewalt verzichtet wird. Es könne durchaus sinnvoll sein, im Rahmen der ZKB einen Konflikt herauszuarbeiten, indem zum Beispiel unterschiedliche Positionen einander klar gegenübergestellt werden. So arbeiteten die Peace Brigades International nicht mit dem Ziel des Interessensausgleichs, sondern setzten auf eine gewaltlose Intervention zur Konflikttransformation. Konfliktparteien, die nicht in der Lage sind, ihre Position adäquat zu artikulieren, könnten unterstützt werden, um ihre Machtbasis im Konflikt zu verbessern. Sogar eine Eskalationsstrategie (solange sie nur auf eigene Gewaltanwendung verzichte) könne zur ZKB gezählt werden. Denn sie bewirke eine Angleichung der Machtressourcen beider Konfliktparteien und schaffe dadurch erst die Bedingungen für Verhandlungen und fairen Interessenausgleich. Gewaltfreie Aktion setze sich zwar der Gewalt aus, aber provoziere sie nicht.

Solidaritätsarbeit, das Herstellen von Öffentlichkeit, gewaltfreier Widerstand könnten auf diese Weise in einem Konflikt, in dem sich hinsichtlich ihrer Gewaltmittel sehr ungleiche Parteien gegenüber stehen, für ein Kräftegleichgewicht sorgen. 

Hinzu komme schließlich noch ein praktisches Argument: Viele Maßnahmen im Rahmen der Konfliktbearbeitung setzten sich aus mehreren Komponenten zusammen, so daß eine Unterscheidung von Gewaltfreier Aktion, Versöhnungsarbeit und ZKB nach engem Begriffsverständnis u.U. gar nicht möglich sei. 

Siehe auch Diskussion zum Projekt des Friedenskreis Halle e.V.!
V. Projektpräsentationen

Pax Christi Aachen /Referentin: Linda Weicker

Pax Christi

Postfach 1345

61103 Bad Vilbel

sekretariat@paxchristi.de
Situation

Projektort ist eine ländliche Flächengemeinde (Nörvenich im Ldkr. Düren). Durch die Nähe zu Aachen sind in den letzten Jahrzehnten viele Stadtbewohner zugezogen, die von dem erheblich günstigeren Bauland profitieren wollten. Ihre Integration in die vorhandenen Sozialstrukturen der Gemeinde ist jedoch oft nur unvollständig gelungen, dies gilt vor allem für die große Zahl von zugezogenen Spätaussiedlern. Anonymisierung ist die Folge: es existieren nur schwache soziale Netze, und die Alteingesessenen bleiben unter sich. Für Jugendliche gibt es nur ungenügende Freizeitangebote, die Verkehrsverbindungen ins Umland sind dürftig. 

Seit einigen besteht als Reaktion auf die Probleme ein Verein zur Förderung der Jugend, der ein Jugendzentrum betreibt und einen Sozialarbeiter angestellt hat. Dennoch bleiben die Probleme weitgehend ungelöst. Das subjektive Sicherheitsgefühl der Einwohner ist eingeschränkt. Als wichtige Probleme in diesem Zusammenhang werden das Herumlungern Jugendlicher, deren übermäßiger Alkoholkonsum und latente Aggressivität, sowie allgemein die mangelhafte Integration in das Gemeindeleben genannt.

Ziele 

· Interesse der Geldgeber: Land NRW will neue Erkenntnisse über Möglichkeiten für soziale Arbeit an Konflikten auf dem Land sammeln.

· Ziele von Pax Christi: Leistung eines friedenspolitischen Beitrag in der Gesellschaft: Öffentliche "Werbung" für ZKB und Gewaltfreiheit.

· Gewaltprävention und Förderung des zivilen Umgang mit Konflikten in der speziellen Lage vor Ort:

· Stärkung der Konfliktlösungs- u. Kommunikationskompetenzen aller Bewohnern

· Bearbeitung von Konflikten durch win-win-Lösungen

· Stärkung der Zivilcourage: Abbau von Ängsten voreinander (Russlanddeutsche)

· Selbstwertschätzung stärken sowie gegenseitige Akzeptanz fördern

· Engagement der Einwohner fördern unter Einbindung bereits vorhandener Institutionen und Vereine

· Mediatoren und Multiplikatoren in friedlicher Konfliktbearbeitung ausbilden

Zielgruppen

· Prinzipiell alle Bewohner der Gemeinde 

· Führungspersönlichkeiten der Gemeinde (Kooperation)

· Russlanddeutsche Einwanderer (ohne jedoch sie zur "Problemgruppe" machen zu wollen)

Kooperationspartner

· Gemeindeverwaltung (z.T. erst zögerliche Zusammenarbeit mit der Friedensfachkraft wegen Vorbehalten gegenüber Pax Christi)

· Kooperation mit Polizei und Justiz: "Zivile Konfliktbearbeitung" aber verstanden als zivilgesellschaftliches Engagement. Polizei ist kein Akteur der ZKB, aber Partner, der rechtsstaatliche Ordnung ermöglicht.

Vorgehen

· Zunächst Bestandsaufnahme der Lage vor Ort, Kennenlernen der Situation, der Bedürfnisse bestimmter Problemgruppen,

· Suche nach Kooperationspartnern in der Gemeinde. Kontakt zu Gemeindeverwaltung, Gemeinderat und zu zivilgesellschaftlichen Einrichtungen 

· Suche nach Gesprächsmöglichkeiten mit Bürgern (Interviews, um Stimmungsbild zu erhalten)

· Vorstellung des Projekts durch Selbstpräsentation der Friedensfachkraft, v.a. durch informelle Kontakte (miteinander ins Gespräch kommen, um Vertrauensbasis zu schaffen). Offizielle Presseerklärung zusammen mit der Gemeinde. Erwartungen der Menschen sind noch unklar, doch da das Projekt die Qualität des Zusammenlebens in der Gemeinde zum Inhalt hat, weckt es Interesse.

· Auswertung des gesammelten Datenmaterials

· Zielbestimmung

· Spezifische Projektplanung

· Umsetzung: Trainingseinheiten, Mediation, gemeinsame Aktivitäten verschiedener Gruppen, Empowerment benachteiligter Gruppen, Beseitigung von Verständigungsbarrieren

· Herstellen selbsttragender Strukturen (Ausbildung von Multiplikatoren, Verbindung der Arbeit von Fachkräften und Ehrenamtlichen).

· Projektauswertung 

Anfang und Ende des Projekts

· Bitte lokaler Gruppen um Unterstützung 

· Kontakte mit Dekanat und Verein zur Föderung der Jugend, Zusammenarbeit mit BSV

· Förderungszusage für das Projekt von Land NRW und Kreis Düren auf rechtlicher     Grundlage 

· Beginn: 28.02.2002 - offizielle Projekteröffnung mit Pressekonferenz

· Ende: abhängig von Förderungsdauer.

Evaluierung

· Ist-Soll-Vergleich

· Zielorientierte Planung der jeweiligen Schritte

· Entsteht ein tragfähiges Instrument? (Interessen der Landesregierung)

Diskussion

· Inwiefern läßt sich das Projekt von herkömmlicher Sozial- bzw. Gemeinwesenarbeit abgrenzen?

In der konzeptionellen Arbeit werden andere Schwerpunkte gesetzt und andere Methoden - etwa Konfliktschlichtungsprogramme - angewendet. In allen Projektbereichen spielen Methoden der ZKB eine wichtige Rolle. Der Fokus des Projekts liegt auf dem Problem der Konfliktbearbeitung (und nicht etwa auf Senkung der Arbeitslosigkeit oder Verbesserung der Integration). Es geht um Kommunikationsfähigkeit, Prävention, Zivilcourage und Deeskalation sowie die Förderung von Akzeptanz und Toleranz. Damit sollen Angriffsflächen vermindert und eine konstruktive Konfliktaustragung ermöglicht werden. 

Als Problem wird die Tatsache benannt, dass ein Projekt mit einem solchen Anspruch zu klein angelegt sei für die Art der strukturellen Probleme vor Ort.

· Ist die Projektleiterin ein externer oder interner Akteur?

Die Projektleiterin ist eindeutig ein externer Akteur. Sie bemüht sich um größtmögliche Neutralität und die Vermeidung von Parteinahme (z.B. Einbindung in die Arbeit des Asyl-AK

abgelehnt, Kontakte auch zur skeptisch eingestellten CDU). Nur durch das Zurückstellen der eigenen politischen Einstellung ist es möglich, Kooperationsmöglichkeiten zu schaffen.

· Brauchen die Russlanddeutschen als benachteiligte Gruppe nicht besondere Unterstützung? Ist in ihrem Fall Unparteilichkeit möglich?

Der Stimmungslage in der Gemeinde nach, "gibt es vor allem ein Problem mit den Russlanddeutschen." Doch das (v.a. negative) Hervorheben einer Gruppe würde auch durch Parteinahme fortgesetzt werden. Ziel ist es jedoch, alle Gruppen in gleicher Weise zu berücksichtigen, um eine effektive Konfliktlösung zu erreichen. 

Friedenskreis Halle / Referent: Bernd Rieche 

Friedenskreis Halle e.V.

Große Klausstraße 11

06108 Halle

0345/2026700

www.konfliktbearbeitung.info
Situation

· Rechtsextremismus 
· Öffentliche Gelder zur Zeit auf das Thema Rechtsextremismus ausgerichtet
Ziele 

· Frieden als Weg zu einem partnerschafltichen, gerechten und gewaltfreien Zusammenleben in Vielfalt. 

· Stärkung von Zivilcourage

· Konfliktbearbeitungskompetenzen vermitteln und durch Multiplikatoren verbreiten

Zielgruppen

· Rechtsextremistische Jugendliche

· allgemein alle Interessierte

Methoden

· Zivile gewaltfreie Konfliktbearbeitung. "Zivil" verstanden als nicht-staatlich. Daher Ergänzung um "gewaltfrei" in der Tradition Gandhis, M.L.Kings, der Wende '89 in der damaligen DDR. Siehe Diskussion!

· Bildungsmaßnahmen, Angebot eines Kursprogramms

· Qualifizierung von Multiplikatoren

· Vernetzung von Inlands- und Auslandsarbeit: Beide Bereiche profitieren voneinander, friedenspolitisches Engagement v.a. in der Auslandsarbeit (Bosnien-Herzegowina) als nützlicher Erfahrungsschatz für die Inlandsarbeit.

· Einrichtung einer Stelle zur zivilen, gewaltfreien Konfliktbearbeitung als Servicebüro

· Idee, Friedensbildungswerk zu gründen (bisher aus finanziellen Gründen nicht realisierbar) 

Kooperationspartner 

· Verhältnis zum Staat ist ambivalent, aber grundsätzlich positiv zu bewerten. Er ermöglicht das Projekt finanziell, schafft damit aber auch Abhängigkeiten, denn die Ausgestaltung des Projekts muß sich an der Ausschreibung orientieren. 

Anfang und Ende des Projekts

· Anfang mit erfolgreicher Bewerbung nach Ausschreibung für ein Projekt zur Arbeit mit rechtsextremistischen Jugendlichen

Diskussion

Durch die Verwendung des Begriffs der "Zivilen gewaltfreien Konfliktbearbeitung" wird einmal mehr die Debatte um das richtige Verständnis der ZKB angeregt.

Der Friedenskreis Halle möchte durch diese Spezifizierung die Haltung und Tradition der Gewaltfreiheit deutlicher zum Ausdruck bringen. "Zivil" bedeutet nach diesem Verständnis nicht- staatlich, was den Staat als Kooperationspartner aber nicht ausschließt.

Es wird dagegen eingewendet, das Adjektiv Zivil solle gerade den gewaltlosen Charakter der ZKB zum Ausdruck bringen, doch wird darauf hingewiesen, dass im Falle internationaler Konfliktinterventionen zivile Maßnahmen (d.h. nicht-militärische) auch Wirtschaftssanktionen einschließen. Deren Folgen seien für die Zivilbevölkerung (z.B. im  Irak) z.T. ähnlich schwerwiegend wie militärische Interventionen und könnten keineswegs als "gewaltfrei" qualifiziert werden.

Ergänzt wird diese Feststellung durch den Hinweis auf den englischen Sprachgebrauch. Auch hier bedeute "civil" vor allem nicht-staatlich, betone Bürgerlichkeit im Sinne von civil society. Doch der Terminus "civil war" zeige, daß keinesfalls Gewaltfreiheit assoziiert werden könne. 

Ein Diskussionsbeitrag macht auf die Tatsache aufmerksam, dass der Begriff zivil als Gegensatz zu nicht-militärisch in der Auslandsarbeit zunächst relativ unproblematisch gewesen sein. In den jeweiligen NGO’s habe man sich später gefragt, ob es möglich sei, ähnliche Ansätze im Inland ebenfalls als Zivile Konfliktbearbeitung zu bezeichnen. Erst dann sei die Rolle staatlicher Akteure problematisiert worden.

Zeigt die Popularität des Begriffs, dass das Anliegen der ZKB in der Gesellschaft auf Interesse gestoßen ist? Oder steckt dahinter eher ein Problem: Warum ist ausgerechnet dieses Konzept bei der Politik auf so offene Ohren gestoßen? Durch seine Aufweichung und Verallgemeinerung wird das Konzept mißbrauchbar. Meinen alle noch das gleiche, wenn sie von ZKB reden (z.B. wenn es um das Problem der Parteilichkeit geht)?

Andererseits könne die Popularität des Begriffs positiv gewendet werden. Danach diene der Begriff der ZKB als „Türöffner“, um gesellschaftliche Diskussionsprozesse anzustoßen.

Nürnberger Streitschlichterprogramm / Referentin: Doris Fries

Fränkisches Bildungswerk für Friedensarbeit

Hessestraße 4

90443 Nürnberg

0911/288500

FBF.Nuernberg@t-online.de 

Ziele 

· Herstellen eines Bewußtseins für die positiven Aspekte von Konflikten

· Stärkung des eigenverantwortlichen Handelns der Schüler

· Kinder und Jugendliche befähigen, auf Gewalt als Mittel der Konfliktaustragung zu verzichten

· Verbreitung von Verfahren konstruktiver Konfliktlösung 

· Befähigung zum deeskalierenden Intervenieren in gewalttätige Situationen 
· Nachhaltigkeit durch Kontaktpflege: Angebote zum Erfahrungsaustausch. Aufbau selbsttragender Strukturen und Vernetzung.

Zielgruppen

· vor allem Schüler 

· Lehrer 

· Eltern

Methoden

· Elternabende zur Einbindung der Eltern

· Pädagogische Tage und Konferenzen: Identifikation von Lehrern mit Zielen und Anliegen des Projekts

· Projekttage und Klassentrainings zu Sozialer Kompetenz in Schule und Jugendarbeit

· Ausbildung von Schülern zu Streitschlichtern (Streitschlichterkurse zu 10 mal 2 Std und einem Wochenende)

· Coaching (regelmäßige Betreuung der "Streitschlichtergruppe") und Mediation

· Begrenzte Aussicht auf Erfolg, wenn Lehrer ihren Schülern das Programm "verordnen". Wichtige Bedingung ist daher die freiwillige Teilnahme der Kinder.

Anfang des Projekts

· Projekt initiiert aufgrund konkreter Nachfrage von schulischer Seite. Seit 1998 erste Versuche, Streitschlichter auszubilden.

Evaluierung

· Sehr beschränkte personelle und finanzielle Möglichkeiten

Diskussion

· Ist die Bedingung der Freiwilligkeit sinnvoll? 

Oft sei - so der Einwand - die Pflicht, sich einem Mediationsverfahren auszusetzen, nötig, um langfristige Erfolge zu erzielen. Wenn Mediationsprogramme nicht funktionierten, müssten evtl. andere Programme (z.B. Rollenspiele) angewendet werden. Außerdem sei fraglich, ob bestimmte Programme für alle Altersgruppen in gleicher Weise angemessen seien. Eine breite Basis sowohl unter den Lehrern als auch unter den Schülern sei sehr wichtig.

· Was ist, wenn die Schüler nicht wollen?

Nach bisherigen Erfahrungen haben die Schüler ein Interesse an den Streitschlichterprogrammen. Schulen haben sich immer nur freiwillig gemeldet. Allerdings ist es wichtig, daß die Schüler die Nützlichkeit ihrer Ausbildung erleben und Anerkennung (etwa im Zeugnis) mit ihrem Engagement verbunden ist. Bewährt sich das Gelernte in der Praxis, fördert das auch die Motivation, eigene Freizeit für das Thema zu opfern.

Kurve Wustrow: Gorleben International Peace Team / Referent: Hagen Berndt

Bildungs- u. Begegnungsstätte

für gewaltfreie Aktion e.V.

KURVE WUSTROW

Kirchstraße 14

29462 Wustrow

www.comlink.apc.org/kurvewustrow
Situation

Kurve Wustrow engagiert sich seit 1990 in der Qualifizierung von Fachkräften für Friedensdienste in Krisengebieten, v.a. im ehemaligen Jugoslawien. Die Legitimation für diese Arbeit ist in dem Glauben an unteilbare universelle Menschenrechte begründet. Nach den Erfahrungen mit Auslandsprojekten der ZKB hat sich die Frage gestellt, ob Friedensdienste nicht auch im Inland sinnvoll sein könnten. Nur, welche Konfliktsituationen im Inland sind in ihrer Struktur vergleichbar mit denen im Ausland, so dass eine Übertragung von Methoden sinnvoll wäre?

Mit den Protesten gegen die Castortransporte tat sich eine entsprechende Konfliktsituation auf. War im Wendland eine Intervention durch Friedensorganisationen möglich?

Im Sommer 1996 fand eine Gewaltfreie Aktion statt, bei der Schienenstränge demontiert wurden. Während dieser Aktion wurde zum ersten Mal mit Friedensdiensten experimentiert – dies ohne große Vorbereitung und stark von der aktuellen Situation mitgeprägt. Aus den Anfängen entwickelte sich das Projekt des Gorleben International Peace Team (GIPT).

Ziele 

· Ziel war die Deeskalation von Konfliktsituationen während der Anti-Atommüllproteste mittels Herstellung von Kommunikationskanälen zwischen Polizei und Demonstranten, sowie durch die Begleitung Verhafteter zum Verhör. 

· Dabei soll das GIPT einseitige Parteinahme vermeiden. 

· Auch wenn  das GIPT sich den Zielen des Widerstands nahefühlt, sieht es für sich in der aktuellen Situation eine andere Rolle. (Siehe hierzu “Prinzipien und Mandat”  vom März 1997)

· "Zivil" wird verstanden als "gewaltfrei": ZKB dient dem Empowerment und der Emanzipation, ist zugleich aber streng beschränkt auf Formen des gewaltlosen Widerstands.

Zielgruppen 

· Die Widerstandssbewegung gegen Atommülltransporte hat die Aktion sehr gut aufgenommen und Interesse an künftigen Einsätzen geäußert. 

· Das Verhältnis zur Polizei war während des ersten Experiments schwierig. Die späteren GIPT’s haben früh den Dialog mit der Polizei gesucht. Während 1997 das Interesse an Gesprächen noch nicht sehr groß war, funktionierte die Kooperation mit der Polizei in der Praxis während der Proteste in 2001 sehr gut (z.B. an Straßensperren): Allerdings erlangten die GIPT's nie einen offiziellen Sonderstatus. 

Verfahren

· Bisher zwei GIPT’s als Beobachtungsdienste im Wendland: Beobachter und Friedensdienstleistende aus dem Ausland werden während der Protestphase eingesetzt. Dabei gibt es drei Aufgaben für die Kurve:

· Ideentransfer von Methoden der Gewaltfreien Aktion 

· Training von Friedensfachkräften

· Dialog und Austausch mit den Polizeikräften (eigentlich keine reine Beobachtung)

· Vernetzung der Organisationen im In- und Ausland.

Anfang und Ende des Projekts

· Bedingungen der Beobachtermission:

· Existenz einer Anfrage der Betroffenen

· Unabhängigkeit als grundsätzliche Orientierung im Konfliktgeschehen

· Rückzug aus dem aktuellen Konfliktgeschehen muß jederzeit möglich sein.

· Vor allem ausländische Beobachter sollen eingesetzt werden.

· 1997 erstes Training zusammen mit Aktivisten aus Ecuador, Nigeria, den USA, Mazedonien 

· Finanzierung der GIPT im Inland viel schwieriger als bei Auslandseinsätzen, da der Staat als Finanzgeber nicht in Frage kommt. 

Evaluation

· Hohe Anforderungen an die Erstellung von Projektberichten hinsichtlich Genauigkeit, Formulierung und Richtigkeit.

· Unklar, wie groß die deeskalierende Wirkung tatsächlich ist. Evaluationsproblem.

Diskussion

· Wie gut war die Vorbereitung? Welche Rolle spielte die Zusammensetzung der Peace Teams aus verschiedenen Nationen?
Die Vorbereitung des Teams 2001a war nicht besonders gut, da wegen der späten Anreise einiger Team-Mitglieder wenig Zeit für Trainings blieb. 

Die Zusammensetzung des Teams stellte hohe Anforderungen an die Teilnehmer: es sind kulturelle, sprachliche und kognitive Fähigkeiten zur Leistung dieser Aufgabe nötig. 

Bei der Beurteilung der beiden Projektberichte der GIPT's fielen große Qualitätsunterschiede hinsichtlich des Reflexionsniveaus auf. 

Die Beteiligung ausländischer Aktivisten (v.a. aus den USA und Frankreich) schafft neue Verknüpfungen in der Anti-AKW-Bewegung über Grenzen hinweg.

· Wie war die Wahrnehmung der Realität in der BRD durch internationale Beobachter?

Beobachtungen werden zur Situation in den Herkunftsländern in Beziehung gesetzt. Positiv galt einigen ausländischen Beobachtern, dass die deutschen Demonstranten nicht erschossen werden; dennoch seien ähnliche Mechanismen im Verhältnis zwischen Staat und Demonstranten erkennbar. 

· Wie stark ist  die Funktionsfähigkeit der Teams durch die offizielle Terminankündigung bedingt? 

Problem: Transporte werden oft unangekündigt um eine Woche vorgezogen. Um die Flexibilität der Teams zu verbessern, soll eine kleine ständige Präsenz mit einem Büro im Wendland eingerichtet werden.

Kurve Wustrow: Ziviler Friedensdienst im Kampf gegen den Rassismus

Referent: Wilhelm Völler

(Adresse s.o.)

Situation

Rassismus wird als gesamtgesellschaftliches Problem gesehen, von dem Distanzierung letztlich nicht möglich ist. Rassismus wird dennoch als gesellschaftliche "Krankheit" stark tabuisiert, was eine Auseinandersetzung schwierig macht. Folge ist Stigmatisierung und Ausgrenzung von Rassisten, statt Auseinandersetzung mit ihnen. Auch das kann Ausdruck von Gewalt sein. 

Ziele 

· Anwendung von Methoden des Zivilen Friedensdienstes auf diese Problematik. 

· Erkennen von latenter Ausländerfeindlichkeit in der Gesellschaft.

· Überwindung durch Aufklärung: interkultureller Dialog 

· Schulung kultureller Sensibilität

· Integrationsgedanken auch im Umgang mit rassistischen Menschen stark machen und Auseinandersetzung suchen. 

Zielgruppen

· Schlüsselpersönlichkeiten der Gesellschaft, Führungspersonen aus Politik, Medien und Wirtschaft (auch auf der kommunalen Ebene). Diese sollen vor allem mit Bildungsangeboten angesprochen werden.

Methoden

· Ausbildung von Referenten

· Bildung von Kommunikationsstrukturen

· Werbemaßnahmen

· Einbindung von Immigranten in den „gesellschaftlichen“ Dialog: größeres Angebot an  Möglichkeiten interkultureller Begegnung

· Förderung des interkulturellen Lernen in Bildungseinrichtungen

· Je nach Wunsch – Thematisierung von Rassismus möglich

Kooperationspartner

· Lehrende aus Weiter- und Erwachsenenbildung

· Lehrer an den Schulen

· Wirtschafts- und Gewerkschaftsführer

· Gesellschaftliche Multiplikatoren (z.B. in den Medien)

Ökumenischer Dienst Schalomdiakonat / Referent: Nikolaus v. Holtey

Situation

Im Kosovo werden Angehörige der Minderheiten der Roma, Ashkali und „Ägypter“ bis heute verfolgt und schikaniert. Sie leiden unter einem aggressiven albanischen Nationalismus. Viele der kosovarischen Flüchtlinge, die während der Zeit von 1989 bis 1998 nach Deutschland geflohen sind, haben sich bei ihrer Einreise als Kosovo-Albaner ausgegeben – wie sich mittlerweile herausstellt, sind viele dieser Flüchtlinge aber Angehörige der genannten Minderheiten. Für sie gilt weiterhin ein Abschiebeschutz, für Kosovo-Albaner hingegen nicht. 

Ziele 

· Schutz Angehöriger von kosovarischen Minderheiten vor Abschiebung

· Verbesserung der Lebensbedingungen für diese Minderheiten im Kosovo

· Verbindung von Auslands- und Inlandsarbeit
Methoden

· Beratung: Bisher über 2600 Einzelberatungen. 

· Gutachten für Behörden: Feststellung der tatsächlichen Zugehörigkeit zu einer Ethnie über standardisierte, transparente Gutachten 

· Recherchen, umfangreiche Informationsarbeit für Rechtsanwälte

· Infomaterial für Flüchtlingsräte und Asyl-AK’s

Anfang und Ende des Projekts

· Finanzierung bisher v.a. durch Spenden

· Anträge auf finanzielle Unterstützung bei Ministerien bisher stets abgelehnt, da die Projekte den Interessen der Bundsregierung an einer Lösung der Probleme vor Ort zuwiderlaufen können.
Kooperationspartner 

· Kooperation v.a. mit einem Arzt, der als Angehöriger der Roma im Kosovo lebte und als anerkannter Flüchtling in Deutschland aufgenommen worden ist.

· Die Zusammenarbeit mit den Behörden ist unterschiedlich gut. Problematisch ist das Misstrauen der Behörden. Dies macht ein sehr genaues und verantwortungsvolles Arbeiten der Projektleiter notwendig. 

· Nach der Beauftragung durch Pax Christi Freiburg änderte sich die Situation zum Positiven, denn ab jenem Zeitpunkt war ein professionelleres und offizielles Auftreten gegenüber den Behörden (z.B. mit Briefkopf) möglich.

· Zusammenarbeit mit dem ICTY, dem Den Haager Kriegsverbrechertribunal für Verbrechen im ehemaligen Jugoslawien, zum Zeugenschutz, der allerdings nur für Kriegsverbrechen bis Juni 1999 (nicht bis September: Vertreibungen durch Albaner!) bewilligt wird.

· Gespräche mit NATO-Militärs (gute Kontakte zu KFOR-Leiter General Klaus Reinhard)

· Anhörung vor dem Petitionsausschuß des Landtages NRW: Bestätigung der gutachterlichen Glaubwürdigkeit

· Ständiger Kontakt mit Roma im Kosovo 

· Kontakt mit UNHCR Berlin

Evaluation

· Verhinderung mehrerer hundert Abschiebungen von Roma und Ashkali nach Kosovo

VI. Abschlußdiskussion

Ergebnis der Heidelberger Gespräche

· Aus wissenschaftlicher Sicht ist eine Entscheidung über die Begriffsdefinition der Zivilen Konfliktbearbeitung nicht nötig. Wichtig ist die Klärung und Systematisierung der verschiedenen Begriffsverständnisse und ihre gegenseitige Abgrenzung. 

· Der wissenschaftliche Beitrag besteht hierbei in der Systematisierung und der Erstellung einer Studie über die Rolle der NGO’s in der Konfliktbearbeitung. 

· Die Aufgabe der einzelnen NGO’s – und dies ist zugleich eine Anfrage an die AGDF – ist die Dokumentation und Abgrenzung des je eigenen Begriffsverständnisses. Die AGDF und ihre Mitgliedsorganisationen werden um Informationen über Projekte und ihr Selbstverständnis gebeten.

· Schritte in die Richtung wissenschaftlicher Analyse unternehmen z.B. Sabine Klotz mit ihrem gegenwärtigen Forschungsprojekt, sowie Christine Schweitzer mit ihrer neuen Studie Non-Violent Peace Force, die aus dem Internet heruntergeladen werden kann: http://www.nonviolentpeaceforce.org 

· Eine politische Zielrichtung der Tagung besteht in der Feststellung des Diskussionsstands und seiner Verwendung für die Öffentlichkeitsarbeit. Im Zusammenhang damit sind drei weitere Tagungen in Loccum und Bad Boll geplant. Die AGDF soll das Thema stark machen und ihre Erfahrungen in die Diskussionen einfließen lassen. Ulrich Frey wird die Organisatoren der Tagungen über die Ergebnisse der diesjährigen Gespräche informieren, so dass sie als aktueller Diskussionsstand berücksichtigt werden können.

· Die Zeitschrift Gewaltfreie Aktion soll angeregt werden, in einer ihrer nächsten Ausgaben das Schwerpunktthema “Begriffsdefinition ZKB” zu bringen, um den Diskussionsstand einer breiten Basis zugänglich zu machen und das Problembewußtsein zu schärfen.

Die nächsten Heidelberger Gespräche

· Sabine Klotz wird eine Übersicht über das Selbstverständnis der verschiedenen Gruppen in der Zivilen Konfliktbearbeitung erstellen – soweit diese sich zur Mitarbeit bereit erklären. Dazu zählt vor allem die Selbstdarstellung in schriftlicher Form. 

· Das aktuelle Tagungskonzept mit seiner Einbindung von Praxisberichten hat sich bewährt soll beibehalten werden.

· Der Zeitrahmen und die Zahl der Projektvorstellungen soll beim nächsten Mal knapper gefaßt werden, um mehr Raum für Diskussion und Reflexion zu lassen. 

· Die FEST als wissenschaftliche Instanz soll – so der Wunsch der Teilnehmer – auch weiterhin Reflexionen zur Praxis liefern. Insgesamt soll eine stärkere Vernetzung von Wissenschaft und Praxis angestrebt werden. Dr. Schubert weist dabei auf die begrenzten Möglichkeiten der FEST hin, eine umfassende Zusammenarbeit anbieten zu können. Dennoch soll das Forum, das die Heidelberger Gespräche bieten, mit allen Kräften unterstützt werden. Es werden jedoch weniger Wissenschaftler aus der FEST selbst sein, sondern vermehrt auswärtige Forscher, die von der FEST als Referenten geladen werden – wie dies bereits geschehen ist. 

· Carina Fiebich will versuchen zur Thematik eine Diplomarbeit von Saskia Sell aus Marburg zu beschaffen, die gleichfalls über das Thema arbeitet.

Mögliche Themen der nächsten Heidelberger Gespräche

· Qualifizierung von Friedensfachkräften

· Pazifismus-Debatte zur Verständigung über die gemeinsame Basis 

· Verzahnung und Dialog zwischen Wissenschaft und Praxis

· Evaluierung und Finanzierung von Projekten (auch in Hinblick auf das Verhältnis zum Staat) 

� Hierbei ist die Rolle von Staaten bei der Privatisierung von Gewalt zu berücksichtigen, etwa durch finanzielle oder militärische Unterstützung für Warlords.


�  Nach Galtung, J.: Peace by Peaceful Means. Peace and Conflict, Development and Civilization. London 1996





� Siehe auch: Fiebich, Carina: Zivile Konfliktbearbeitung in Deutschland. Ein Wegweiser. 2001
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